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Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer am Livestream oder auch auf der 
Tribüne, Herr Möller hat hier gerade mal wieder Fakten verbreitet, die nicht zutreffend 
sind, und zwar hat er darüber gesprochen, dass 10 Millionen Menschen eingewandert 
wären, die den Fachkräftemangel lange nicht gedeckt hätten. Zum Ersten ist es 
notwendig, immer zu unterscheiden, kommen Menschen, um hier an erster Stelle prioritär 
ab dem Moment, wo sie da sind, zu arbeiten, oder kommen Menschen, um an erster Stelle
prioritär in dem Moment, wo sie hier ankommen, erst mal in Sicherheit zu sein. Das sind, 
glaube ich, enorme Unterschiede. Aber das Relevante: Er sprach davon, dass im 
Zeitraum – wenn ich es richtig gehört habe – zwischen 2014 und 2022 10 Millionen 
Menschen eingewandert wären. Und er sagt, die haben ja den Fachkräftemangel nicht 
behoben. Ich will nur klarstellen – um die Zahl deutlich zu machen, die er hier verbreitet 
hat –: Es sind im Zeitraum 2014 bis 2022 mehr als 8 Millionen Menschen aus Deutschland
ausgewandert. Und bei den 10 Millionen, die Herr Möller hier benannt hat, muss man 
einfach 2 Millionen Menschen mit einrechnen, die aus dem Krieg in der Ukraine hierher zu 
uns geflohen sind – 1,5 Millionen waren es, glaube ich, im Jahr 2022. Das heißt, Sie 
verbreiten hier erneut mit einer Zahl, die Sie nicht aufschlüsseln, die Sie nicht so 
darstellen, wie es über das Bundesamt für Statistik weitergegeben wird, eine 
Stimmungsmache gegen Menschen, die hierher nach Deutschland kommen.

(Beifall DIE LINKE)

Und Sie erzählen in dem Moment nicht, dass auch ein Großteil von Menschen aus 
Deutschland ausgewandert ist. Unter denen, die ausgewandert sind, ist übrigens die 
absolute Mehrheit Menschen, die nicht deutscher Staatsangehörigkeit sind.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und das vielleicht auch mal für diejenigen, die hier immer darüber reden, dass wir einen 
Fachkräftemangel haben und dass wir so dringend Fachkräfte auch aus anderen Ländern 
anwerben müssen, weil wir die hier brauchen. Als Erstes: Es geht nicht an erster Stelle um
einen Fachkräftemangel, sondern es geht um einen Arbeitskräftemangel. Weil in dem 
Moment, wo man über Fachkräftemangel redet, spricht man immer von dem oder hat den 
IT-ler im Kopf, am liebsten aus Indien oder Pakistan, der bitte keine Interessen hat, außer 
18 Stunden am Tag zu arbeiten, Informatik dreifach studiert und den ganzen Tag gern 
hinter fünf Rechnern parallel sitzt und alles macht, was die Thüringer – die deutschen 
Thüringer – so wollen. Darum geht es nicht! Sondern es geht auch darum, dass 
insbesondere im Dienstleistungsbereich Menschen gebraucht werden, die Arbeit erledigen
können, die vielleicht auch hier ausgebildet werden und die schon lange da sind. 
Deswegen finde ich es zutreffender, nicht über einen Fachkräftemangel zu reden, sondern
von einem Arbeitskräftemangel. Dann wird nämlich auch klar, dass diejenigen, die 
hierhergekommen sind, auch eine Chance haben, diesen Arbeitskräftemangel mit zu 



lösen, indem sie Arbeitsgenehmigungen erhalten und hier Ausbildungen machen. Das 
machen im Übrigen sehr viele von denen, die hierher nach Deutschland geflohen sind und
auch nach Thüringen kommen.

Eine zweite Sache: Sie reden immer davon, dass wir Fachkräfte brauchen und meinen 
damit Menschen aus anderen Ländern. Ich weiß nicht, ob Sie schon mal mit Leuten aus 
anderen Ländern gesprochen haben. Die schauen natürlich, was in Thüringen los ist, und 
die gucken natürlich, was hier passiert. Zumindest ein Teil von denen, die Sie so gern als 
Fachkräfte hätten, kommt nicht nach Thüringen. Die werden auch in den kommenden 
Jahren nicht nach Thüringen kommen, weil das Leben aus mehr besteht als Arbeit und 
weil es Arbeit auch in anderen Bundesländern gibt, in denen der Rassismus nicht so weit 
verbreitet ist, in denen eine extrem rechte Partei nicht 34 Prozent in aktuellen Umfragen 
hat,

(Beifall DIE LINKE)

in denen nicht ein Landrat, ein Bürgermeisterkandidat einer extrem rechten Partei gewählt 
wird, sondern in dem in Wahlen noch Demokratinnen und Demokraten die entsprechende 
Mehrheit haben.

Ich glaube, da müssen Sie nur mal nach Ilmenau schauen. Da gab es das sehr 
pragmatische Beispiel von einem Menschen, der dort in einer IT-Firma gearbeitet hat und 
der gegangen ist, und das nicht nur, weil er Rassismus erlebt hat, sondern weil seine 
Kinder Rassismus erlebt haben – auf dem Spielplatz, in der Schule, auf der Straße. Und 
da höre ich nichts von Ihnen aus der CDU-Fraktion. Da sind Sie zu leise. Genauso sind 
Sie von der FDP-Gruppe zu leise.

Ich glaube, dass es notwendig ist, ganz klarzumachen: Wenn wir Menschen nach 
Thüringen holen wollen, wenn hier wir Menschen brauchen – und ja, die brauchen wir –, 
dann ist es einer der entscheidenden Punkte, gegen den weit verbreiteten Rassismus 
vorzugehen. Denn warum sollten Leute hierherkommen, wenn sie dann hier nicht in 
Sicherheit leben können?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Zweite: Ich finde es notwendig, dass man auch eine Trennung aufmacht zwischen 
denen, die nach Deutschland vor Krieg, vor Verfolgung, vor Leid fliehen, und denen, die 
nach Deutschland kommen, um hier zu arbeiten. Das finde ich deswegen wichtig, weil 
sonst immer nur noch der gute – in Anführungszeichen – Ausländer relevant ist, derjenige,
der arbeiten kann, derjenige, der hier gegebenenfalls mit seiner Körperkraft oder mit 
seinen Fähigkeiten irgendetwas beiträgt. Das Asylrecht ist aber nicht an erster Stelle dazu 
da, sondern das Asylrecht ist dazu da, dass Menschen, die Folter erleiden, die Kriege 
erleiden, denen es alles andere als gut geht, eine Chance haben, aus diesem Leid, aus 
dieser Folter, aus dem Krieg, aus den Krisen in ein sicheres Land zu kommen. Für 
diejenigen, die es nicht auf dem Schirm haben: Das Asylrecht ist infolge eines Weltkriegs 
mit verabschiedet worden, ein Grundrecht auf Asyl, ein Grundrecht auf individuelle 
Prüfung des jeweiligen Schutzstatus der einzelnen Person. Das auszuhebeln bedeutet 
auch, eine historische Verantwortung zumindest nicht mehr in der Form wahrzunehmen, 
wie es notwendig ist und wie wir es zumindest auch gern hätten. Wenn dann hier sich der 
AfD-Abgeordnete hinstellt und davon spricht, dass das Grundrecht auf Asyl politischer 
Größenwahn wäre, 



(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Genauso ist es!)

dann sollten alle anderen, alle demokratischen Fraktionen das auch genauso einordnen 
können, das Asylrecht hat nämlich eine historische Begründung, und diese historische 
Begründung würde diese Fraktion dort drüben eben gern von rechts aushebeln. Sie 
würden es nicht nur gern von rechts aushebeln, sondern sie würde gern mit Zäunen und 
mit Grenzen und mit noch mehr Toten an den EU-Außengrenzen, aber auch an der 
polnisch-belarussischen Grenze dazu beitragen, dass weniger oder eben sogar keine 
Menschen mehr vor Kriegen, vor Krisen und vor Leid und Folter hierher fliehen können.
Zum Amt für Migration und Integration: Ich weiß nicht, einige von Ihnen haben ja bestimmt 
den Film „Asterix erobert Rom“ im Kopf. Da gibt es diese eine Stelle, wo die auf der Suche
nach dem Passierschein A38 sind und von der einen Behörde zur nächsten Behörde, von 
dem einen Zimmer in den Flur nach unten usw. geschickt werden. Ein bisschen ähnlich 
war das bisher mit den Zuständigkeiten bezüglich der Regularien im Bereich „Asyl und 
Migration“. Das Innenministerium hat zum Migrationsministerium geschickt, das 
Migrationsministerium hat gesagt, das Landesverwaltungsamt ist zuständig, das 
Landesverwaltungsamt hat gesagt, da hängt aber noch das Ministerium für Infrastruktur 
und Landwirtschaft mit drin, das hat gesagt, ja, aber wenn das Finanzministerium nicht 
mitzieht, denn wir brauchen ja auch die Gelder, dann geht das auch nicht, und das 
Finanzministerium hat gesagt, hey, wir haben doch das Geld zur Verfügung gestellt, guckt 
doch mal im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, ob die nicht noch ein paar Euro 
übrighaben. Also, der Passierschein A38 wurde in den vergangenen Jahren zumindest 
nicht gefunden, und das Amt für Migration und Integration bietet die Chance, das endlich 
zu lösen und endlich zu klären, und damit am Ende die Voraussetzungen zu schaffen für 
eine reibungslose Bearbeitung von Angelegenheiten, die sowohl Geflüchtete betreffen, 
aber die im Gesamten auch Menschen betreffen, die hier zum Beispiel ihre Berufe 
anerkennen lassen wollen. 

Da würde ich nur ein letztes Beispiel bringen, um das noch mal zu verdeutlichen für die, 
die es nicht auf dem Schirm haben. In der Erstaufnahmeeinrichtung sind, wie vielleicht 
einige wissen, auch Frauen, die geflohen sind. Das mag jetzt den Männern unangenehm 
sein, wenn man so offen darüber redet, aber Frauen haben bis zu einem bestimmten Alter 
ihre Menstruation. Da braucht es Menstruationsprodukte. Was ist aber, wenn die 
zuständigen Stellen in der Erstaufnahmeeinrichtung nicht einfach etwas kaufen und 
bestellten dürfen, sondern dann eben die Suche nach dem Passierschein A38 losgeht, 
und weil man diesen Passierschein A38 nicht findet, am Ende jemand Verantwortliches, 
dem es wichtig ist, dass Frauen, die hierher geflohen sind, wenn sie ihre Menstruation 
haben, auch Menstruationsprodukte bekommen, selber losgeht in einen lokalen 
Drogeriemarkt, um die Sachen zu kaufen, weil eben dieses ständige 
Zuständigkeitsgerangel zwischen den Behörden nicht funktioniert? 

Ich glaube, dass wir an der Stelle einen guten ersten Schritt machen. Wir zumindest sind 
der Überzeugung, es braucht noch mehr. Die humanitäre Unterbringung von Geflüchteten 
ist in der Erstaufnahmeeinrichtung nicht so, wie sie notwendig ist. Genauso gibt es an 
anderen Stellen viel zu regulieren, dazu hat die Kollegin Astrid Rothe-Beinlich Richtiges 
gesagt. Wir hoffen, dass es uns gelingt, innerhalb der Beratungen nicht nur technisch 
Formales zu regeln, sondern auch das Ganze mit Inhalt, mit Leben, mit humanitärer 
Verpflichtung zu füllen. Dafür stehen wir jederzeit und sehr gern zur Verfügung. Danke 
schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


